
SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG Drucksache 15/72
15. Wahlperiode 26.04.00

Antrag

der Fraktion der CDU

Einsetzung einer Enquetekommission "Finanzbeziehungen zwischen Land und
Kommunen sowie Kommunen untereinander"

      

Der Landtag wolle beschließen:

1. Der Landtag setzt gemäß § 12 der Geschäftsordnung eine Enquetekommission
ein, die sich mit den Finanzbeziehungen zwischen dem Land und den Kommu-
nen sowie den Kommunen untereinander befasst. Die Kommission soll aufzei-
gen, welcher finanziellen Ausstattung die Kommunen bedürfen, um im Rahmen
der kommunalen Selbstverwaltung ihre Daseinsvorsorgeaufgaben erfüllen zu
können und Empfehlungen für eine daraus möglicherweise zu treffende Neuord-
nung der Finanzbeziehungen zwischen dem Land und den Kommunen sowie den
Kommunen untereinander zu erarbeiten.

2. Die Enquetekommission besteht aus 16 Mitgliedern, von denen die SPD-Fraktion
7 und die CDU-Fraktion 6 Mitglieder benennt. Ein Vorschlagsrecht für je ein
weiteres Mitglied steht den Fraktionen von F.D.P., BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und dem SSW zu.

3. Der Kommission werden Haushaltsmittel zur Verfügung gestellt. In diesem Rah-
men können sie sich externer Beraterinnen und Berater bedienen. Sie kann An-
hörungen durchführen.

4. Von der Kommission werden Aussagen und Empfehlungen zu folgenden Frage-
stellungen erwartet:

- Entwicklung der finanziellen Situation der schleswig-holsteinischen Kommu-
nen in
      den letzten 10 Jahren
- Auswirkungen des derzeit gültigen Finanzausgleichsgesetzes auf die An-

gemessenheit der finanziellen Ausstattung der kommunalen Haushalte
- Vorschläge zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes mit dem Ziel ei-

ner
Stärkung der finanziellen Situation der Kommunen in Bezug auf eine ange-
messene Finanzausstattung
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- Auflistung aller Einnahmen, Zuwendungen, Beihilfen etc. der Kommunen
in den Jahren 1995 - 2000

- Neuordnung des zentralörtlichen Systems
- Misch- und Mehrfachzuständigkeiten
- Unabweisliche Pflichtaufgaben der Kommunen
- Aufgabenreduzierung und Funktionalreform

 
 

- Umwandlungsmöglichkeiten von staatlichen Pflicht- und Weisungsaufga-
ben zu Selbstverwaltungsaufgaben

- Möglichkeiten der Kommunen, durch eigene Maßnahmen Kosten zu sen-
ken

- Standardfreigaben

Martin Kayenburg                                Klaus Schlie                       Dr. Johann Wa-
dephul

und Fraktion


